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Positionspapier des Kunsthistorischen 
Studierendenkongresses (KSK) gegen 
Rechts 
 

Sehr geehrte Vertreter*innen, Mitarbeiter*innen und Dozierende der kunstwissenschaftli-
chen und kunstgeschichtlichen Lehr- und Forschungseinrichtungen im deutschsprachigen 
Raum,  

angesichts der aktuellen gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen möchten wir, die 
Interessenvertretung der Studierenden der Kunstgeschichte und Kunstwissenschaften des 
deutschsprachigen Raumes, ein deutliches Zeichen setzen. Seit der Wahl zum 21. Deutschen 
Bundestag, die während der Austragung des 106. KSKs1 in Heidelberg stattfand, halten wir es 
für unabdingbar, ein klares Bekenntnis gegen Rechtspopulismus2 und Rechtsextremismus3 ab-
zulegen. Mit dieser Stellungnahme setzen wir ein entschiedenes Zeichen für Toleranz, Vielfalt 
und eine demokratische Gesellschaft, in der Hass und Diskriminierung keinen Platz haben. Als 
Vertreter*innen und Repräsentant*innen der kunstwissenschaftlichen Institutionen bitten wir 
Sie eindringlich, mit uns für diese Werte einzutreten. 

Mit großer Besorgnis beobachten wir innerhalb der EU und weltweit in vielen Ländern die 
zunehmende Verbreitung rechtspopulistischer bis rechtsextremistischer Tendenzen. Ein Blick 
auf die aktuellen Entwicklungen offenbart dringenden Handlungsbedarf: In den letzten Jahren 
sind rechtspopulistische und rechtsextremistische Kräfte im deutschsprachigen Raum erstarkt 
und ihre Ideologien erhalten zunehmend Zuspruch. In Deutschland ist die rechtsextremisti-
sche Partei4 Alternative für Deutschland (AfD) auf Bundesebene zur zweitstärksten Kraft 
gewählt worden und erreichte in den Umfragen seit der Bundestagswahl am 23.02.2025 im 
nationalen Parteienvergleich zeitweise die höchsten Prozentwerte.5 Aber auch in Österreich 
und in der Schweiz drohen rechtspopulistische Parteien wie die Freiheitliche Partei Öster-
reichs (FPÖ) und die Schweizerische Volkspartei (SVP), die Stabilität unserer demokratischen 
Wertesysteme zu gefährden.6 Währenddessen haben etablierte Parteien in den letzten Jahren 
ihre politische Linie sowie konkrete Entscheidungen und Handlungen zunehmend an rechts-
populistische Positionen angepasst, indem sie bereitwillig Inhalte und Narrative aus dem 
rechtspopulistischen Spektrum übernommen haben.7 Dabei ignorieren sie die wissenschaft-
lich fundierten Erkenntnisse, die zeigen, dass die Übernahme rechtspopulistischer Inhalte in 
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der Regel nicht die Parteien stärkt, die diese übernehmen, sondern vielmehr die rechtspopu-
listischen und rechtsextremistischen Strömungen selbst zunehmend festigt.8 

Dieser Effekt zeigt sich insbesondere in der Übernahme menschenverachtender Rhetorik in 
Bezug auf die Verschärfung der Asylpolitik. Konkrete Beispiele sind in Deutschland die gemein-
same Abstimmung von CDU, CSU, FDP, BSW und AfD über das verfassungswidrige 
„Zustrombegrenzungsgesetz”9 und über xenophobe Migrationsgesetze, die im Deutschen 
Bundestag das formelle Ende der sogenannten „Brandmauer“ markierten.10 Mit dieser Ab-
stimmung unterstützten die genannten Parteien eine menschenfeindliche Politik in den 
Bereichen Asyl und Migration, die der AfD zu mehr Popularität verhalf und ihr bei der letzten 
Bundestagswahl 20,8 % der Stimmen einbrachte.11 Zudem hat die Unionsfraktion seit ihrem 
mit 28,5 % der Stimmen erreichten Wahlsieg als Reaktion auf die Demonstrationen hundert-
tausender Menschen gegen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus nach dem politischen 
Dammbruch Ende Januar eine „Kleine Anfrage” an die Bundesregierung gestellt. Diese Druck-
sache trägt den Titel „Politische Neutralität staatlich geförderter Organisationen“.12 Darin wird 
unter anderem die staatliche Finanzierung von NGOs wie den „Omas gegen Rechts“ in Frage 
gestellt, was von vielen Seiten als Versuch gewertet wird, demokratisches zivilgesellschaftli-
ches Engagement einzuschränken und Protest zu unterbinden.13 Seitdem scheint die 
Unionsfraktion weiterhin an ihrer im Wahlkampf propagierten restriktiven Asyl- und Migrati-
onspolitik festzuhalten.14 Sie unterlässt es, notwendige Reformen umzusetzen, die soziale 
Ungleichheiten reduzieren und rechtspopulistischen Tendenzen entgegenwirken könnten.15 
So konzentriert sie sich beispielsweise, wie in ihrem Wahlprogramm zur vergangenen Bundes-
tagswahl angekündigt, auf Maßnahmen, die Leistungsempfänger*innen und Asylsuchende 
unter Druck setzen und ihnen mit der Streichung oder Reduktion von Sozialleistungen wie 
dem Bürger*innengeld drohen.16 Dies spiegelt sich auch im aktuellen Koalitionsvertrag der 
neuen Regierung wider.17 

Aber auch Mitglieder und Abgeordnete der SPD und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben in 
der vergangenen Legislaturperiode Gesetze und Maßnahmen unterstützt, die die Rechte Ge-
flüchteter und Immigrierter beschneiden.18 Mit dieser populistischen Politik und dem 
unzureichenden politischen Handlungswillen zur Bekämpfung sozialer Ungleichheiten haben 
sie ebenfalls dazu beigetragen, den Hass auf Menschen mit Migrationshintergrund zu schüren. 
Dieses Verhalten war mitverantwortlich dafür, dass sich die Lage der Geflüchteten in Deutsch-
land verschlimmerte und dass der politische Diskurs zunehmend nach rechts verschoben 
wurde. In diesem Zusammenhang erhielten Parteien des rechten bis rechtsextremen Spekt-
rums mehr Zustimmung für ihre misanthropischen Positionen und konnten bessere 
Wahlergebnisse erzielen.  Vor dem Hintergrund dieser Ereignisse müssen wir feststellen, dass 
es unter den Bundestagsabgeordneten außerhalb der AfD bisher keine ausreichende Unter-
stützung für einen Antrag auf Einleitung eines Verbotsverfahrens dieser Partei gibt, obwohl 
das Bundesamt für Verfassungsschutz die Alternative für Deutschland Anfang Mai 2025 vor-
erst als eine "gesichert rechtsextremistische Bestrebung" einstufte und die Landesverbände 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg bereits als gesichert bzw. erwiesen 
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rechtsextremistisch gelten.19 Ein Zustand, der für Verfechter*innen einer offenen und demo-
kratischen Gesellschaft eine gravierende Herausforderung darstellt und im 
kunstwissenschaftlichen Diskurs zugleich Anlass zu Besorgnis gibt.  

In Zeiten, in denen demokratische Prinzipien unter Druck geraten, tragen kunstwissenschaft-
liche Lehr- und Forschungseinrichtungen eine besondere historische Verantwortung. In der 
Vergangenheit waren Institutionen dieser Art maßgeblich an der ideologischen Begründung 
und Verbreitung der nationalsozialistischen Kunstpolitik beteiligt.20 Die Kunstpolitik im Natio-
nalsozialismus strebte die vollständige Kontrolle über den Kunst- und Kulturbetrieb an.21 
Historisch gesehen waren Eingriffe in die freie Kunst und Wissenschaft wie diese ein zentrales 
politisches Werkzeug zur faschistischen Vereinnahmung der Bevölkerung. Die Kontrolle über 
kulturelle und wissenschaftliche Institutionen diente dazu, ideologische Narrative zu festigen 
und kritische Stimmen, die sich mithilfe freier Kunst und Wissenschaft äußerten, auszuschal-
ten. Ähnliche Versuche der Unterdrückung progressiver und kritischer Forschung zeigen sich 
nun wieder im Zusammenhang mit rechtspopulistischen Diskursen und Strategien.22 

Es ist und bleibt jedoch eine Aufgabe der Kunstwissenschaften, klassistische, rassistische, ko-
lonialistische, antisemitische 23, islamfeindliche, queerfeindliche, ableistische, sexistische und 
misogyne Kontinuitäten in den Künsten und der Kunstgeschichtsschreibung kritisch zu hinter-
fragen, aktiv zu bekämpfen und strukturell zu überwinden. Es ist entscheidend, deren 
Persistenz nicht zu ignorieren und problematischen Inhalten kritische Forschung entgegenzu-
setzen. Als KSK sehen wir uns in der Tradition einer kritisch-progressiven Kunstgeschichte und 
Kunstwissenschaft, die seit den 1960er Jahren auf die Verflechtungen zwischen dem National-
sozialismus und dem Fach Kunstgeschichte hinweist und diese kritisch beleuchtet. Eine 
Entwicklung, die auch Martin Warnke im Zusammenhang mit der Leitung der Sektion „Kunst-
geschichte zwischen Wissenschaft und Weltanschauung“ auf dem Kunsthistorikertag im Jahr 
1970 und in seiner anschließenden Publikation entschieden mitangestoßen hat.24 

Kunstwissenschaftliche Institutionen sind Orte der kulturellen Auseinandersetzung und kriti-
schen Reflexion und spielen eine wesentliche Rolle im Erhalt und in der Verteidigung 
pluralistischer Werte. Sie erfüllen einen gesellschaftlichen Bildungsauftrag, indem sie zur För-
derung von Vielfalt und kritischem Denken beitragen. Gerade weil sie für Meinungsfreiheit 
und wissenschaftliche Unabhängigkeit stehen, geraten sie ins Visier autoritärer und rechtspo-
pulistischer Kräfte – eine Entwicklung mit historischer Präzedenz. Die Angriffe der AfD auf die 
Gender- und Postcolonial Studies treffen auch die Kunstgeschichte und Kunstwissenschaften, 
da diese betroffenen Fächer keine voneinander isolierten akademischen Disziplinen sind, son-
dern fachübergreifend konkrete Forschungsperspektiven behandeln, die von 
rechtspopulistischen Strömungen attackiert werden.25 Die Forderungen rechtspopulistischer 
Parteien zur Abschaffung oder Einschränkung der Gender Studies betreffen nicht nur das Fach 
selbst, sondern bedrohen auch die Forschungspraxis, Finanzierung und Existenz anderer in-
terdisziplinärer und progressiv ausgerichteter Fächer der Sozial-, Geistes- und 
Kulturwissenschaften. Rechtspopulistische Akteur*innen lehnen die Existenz der Forschung in 
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den von ihnen angegriffenen Fächern ab, da sie ihre ideologischen Grundsätze herausfordert, 
vergangene oder bestehende Machtstrukturen kritisch betrachtet und etablierte ideologische 
Narrative in Frage stellt. Da viele der betroffenen Institute auf staatliche Unterstützung, Dritt-
mittel und eine ausreichende Nachfrage ihrer Studiengänge angewiesen sind, setzen Angriffe 
rechtspopulistischer und rechtsextremistischer Bestrebungen gezielt an der strukturellen 
Grundlage der kritisierten Institutionen an. Derartige Vorgänge gefährden die wissenschaftli-
che Unabhängigkeit und schränken die Vielfalt akademischer Perspektiven ein. Sie 
untergraben die Freiheit von Forschung und Lehre und nehmen damit eine wichtige Möglich-
keit, sich kritisch mit gesellschaftlichen Entwicklungen auseinanderzusetzen, ins Visier. Die 
aktuelle Lage an US-Universitäten zeigt eindrücklich, wie schnell rechtspopulistische Bildungs-
politik die Wissenschaftsfreiheit einschränken und das gesamte Bildungssystem 
destabilisieren kann.26 Diese Entwicklungen sind eine Warnung für den deutschsprachigen 
Raum, wo beispielsweise die AfD bereits konkrete ideologische Pläne27 für eine restriktivere 
Bildungspolitik verfolgt und die Unionsparteien gendergerechte Sprache zurückdrängen, ob-
wohl der Staat Respekt und Toleranz fördern sollte, anstatt inklusive Sprachformen zu 
unterdrücken.28 

Aufgrund dieser Zustände scheint die Zukunft unseres Faches alles andere als gesichert. Als 
angehende Kunsthistoriker*innen sind wir auf die Solidarität des Mittelbaus, der Professuren 
und der Verwaltungsmitarbeiter*innen der kunstwissenschaftlichen und kunstgeschichtlichen 
Lehr- und Forschungseinrichtungen angewiesen, um unsere gegenwärtige und zukünftige For-
schung frei und gesellschaftskritisch zu gestalten. Wir sehen eine große Notwendigkeit, uns 
über akademische Hierarchien hinweg miteinander zu solidarisieren und den genannten ge-
fährlichen politischen Entwicklungen gemeinsam eine geeignete Reaktion entgegenzusetzen.  

Um rechtspopulistische und rechtsextremistische Tendenzen in der Lehre zu identifizieren, zu 
verhindern und in der kunstwissenschaftlichen Praxis zu unterbinden, erwarten wir von kunst-
historischen und kunstwissenschaftlichen Forschungs- und Lehreinrichtungen die 
unmittelbare Einleitung, Planung und Umsetzung präziser Handlungsstrategien. Kunstwissen-
schaftliche Institutionen müssen spätestens jetzt sowohl eigenständig als auch in solidarischer 
Zusammenarbeit mit anderen betroffenen Einrichtungen innovative Ansätze entwickeln, um 
eine offene und reflektierte Wissenschaftskultur zu fördern und langfristig in der Zukunft ge-
währleisten zu können. Zur Unterstützung stellen wir die folgenden zentralen Ansätze, 
Empfehlungen und Forderungen vor: 

• Wir als Studierende fordern, sich nicht dem rechtspopulistischen Druck zu beugen und
sich weiterhin und gerade jetzt umso mehr für Diversität und die Behandlung gesell-
schaftspolitischer Themen in der Wissenschaft einzusetzen. Wir fordern, feministische,
antirassistische, dekoloniale und queere Perspektiven nicht fallen zu lassen, sondern zu
stärken. Es geht darum, nicht am Status quo festzuhalten, sondern unser Fach sowie die
universitären Strukturen laufend kritisch zu hinterfragen. Besonders die dominanten Nar-
rative einer „autonomen” oder gar „unpolitischen Kunst” sowie die Leugnung der Existenz



5 

rechter Kunst und Kulturpolitik müssen kritisch beleuchtet werden. Die gegenwärtige Be-
drohung der Forschung durch rechte Parteien zeigt, dass solche Narrative keinen 
nachhaltigen Schutz vor rechter Vereinnahmung bieten. Es gilt, ihre Verbreitung nicht zu 
ignorieren und ihnen mithilfe kritischer Forschung entschlossen entgegenzutreten.  

• In Fällen, in denen Mitarbeiter*innen durch rechtsextremistische Äußerungen auffallen,
darf dies von Institutionen nicht ignoriert werden. Gerade dann, wenn kunstwissenschaft-
liches Personal seine institutionelle Plattform nutzt, um menschenverachtende Ideologien
zu verbreiten, trägt auch die betroffene Institution eine Mitverantwortung, dafür keine
Bühne zu bieten.

• Zum Engagement gegen Rechts (im Kontext der Lehre) gehört auch, das Studium für Stu-
dierende, die von Sexismus, Rassismus, Klassismus, Ableismus, Queerfeindlichkeit,
Antisemitismus und Islamfeindlichkeit oder von anderen Formen gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit betroffen sind, durch gezielte Maßnahmen zugänglicher und
unterstützender zu gestalten, indem diskriminierendes Verhalten nicht geduldet wird. Ge-
fordert sind Selbstreflexion und Zivilcourage, um sich mit Betroffenen zu solidarisieren und
sich gegen diskriminierendes und grenzüberschreitendes Verhalten auszusprechen. Be-
sonders wichtig ist dies, wenn besagtes Verhalten nicht von Studierenden, sondern von
Dozierenden ausgeht.

• Darüber hinaus ist es entscheidend, Dozierende und Studierende darin zu schulen, rechte
Äußerungen in Lehrveranstaltungen kritisch einzuordnen und fundiert darauf zu reagie-
ren. Eine reflektierte und faktenbasierte Diskussionskultur stärkt die akademische
Auseinandersetzung mit extremistischen Positionen. Ebenso sollten sich Studierende und
Kunstwissenschaftler*innen aktiv in politische Debatten einbringen, insbesondere wenn
rechtspopulistische Akteur*innen die Gedenkkultur angreifen. Durch öffentlichkeitswirk-
same Forschung und präzise historische Analysen können sie dazu beitragen,
revisionistischen Narrativen entgegenzuwirken und die gesellschaftliche Relevanz kunst-
wissenschaftlicher Forschung zu verteidigen.

• Kunstwissenschaftliche Lehreinrichtungen, die die Möglichkeit dazu haben, Bildungsver-
anstaltungen und Diskussionsforen sowie Ausstellungen zur Unterstützung von Vielfalt
und Toleranz zu initiieren, sollten geeignete Veranstaltungskonzepte entwickeln. Ebenso
wichtig ist die kritische Aufarbeitung der (institutionseigenen) NS-Geschichte und die För-
derung von Aufklärungs- und Erinnerungsarbeit.

• Auch der Einsatz für eine internationale Zusammenarbeit sowie die Unterstützung kolla-
borativer Forschungsprojekte und Protestformen sind unerlässlich, um ein Netzwerk
gegen rechtspopulistische Tendenzen aufzubauen und wissenschaftliche Aufarbeitungs-
formen zu fördern.

• Studierende können aktiv an Maßnahmen zur Bekämpfung von Rechtspopulismus betei-
ligt werden. Ihre Mitwirkung und Unterstützung in demokratischen Bündnissen sollte
anerkannt und gefördert werden. Durch Engagement in Strukturen wie Fachschaftsvertre-
tungen, Studierendenparlamenten und Fakultätsräten, sowie Initiativen wie TVStud
engagieren sie sich ehrenamtlich und zumeist unentgeltlich in hochschulpolitischen



6 

Prozessen für eine offene und vielfältige Wissenschaft. Die hochschulinterne und -externe 
Beteiligung von Studierenden und Mitarbeitenden an demokratischen Prozessen ist von 
großer Bedeutung, um in den Kunstwissenschaften ein lebendiges und widerstandsfähiges 
akademisches Umfeld zu schaffen. Beispiele hierfür sind auch die gemeinsame Teilnahme 
an Protestaktionen, das Engagement in demokratischen Organisationen, die Unterstüt-
zung von Petitionen sowie die Beteiligung an politischen Diskursen und Entscheidungen. 

• Öffentliche und interne Stellungnahmen von Institutionsmitarbeitenden, die sich klar ge-
gen rechtspopulistische Ideologien positionieren, sind in diesen Zeiten notwendig
geworden und tragen zur Stärkung demokratischer Werte bei.29 Die prekären Zustände im
Wissenschaftsbetrieb, derer wir uns bewusst sind, dürfen keine Rechtfertigung dafür sein,
keine Position gegen Rechtsextremismus und Rechtspopulismus zu beziehen. Die gegen-
wärtigen Herausforderungen kann die Kunstwissenschaft nur durch gemeinsames,
strategisches Handeln bewältigen.

Es ist die Aufgabe aller angehenden und qualifizierten Kunstwissenschaftler*innen, kritisch 
gegen undemokratische politische Entwicklungen anzugehen und sich dafür einzusetzen, de-
mokratische Werte zu bewahren. Wir möchten allen danken, die sich dieser bedeutenden 
Aufgabe bereits mit großem Engagement widmen oder dies in Zukunft tun werden. Zusam-
men setzen wir uns dafür ein, dass die Kunstwissenschaften im deutschsprachigen Raum und 
darüber hinaus eine offene, gerechte und solidarische gesellschaftliche Ausrichtung fördern 
und stellen uns entschieden gegen Diskriminierung, Intoleranz und Rechtsextremismus. 

Nie wieder ist jetzt.  
Es ist Zeit, zu handeln. 

Der Kunsthistorische Studierendenkongress (KSK) 
i. V. der Studierenden der Kunstgeschichte und Kunstwissenschaften des deutschsprachigen
Raumes
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